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Globalrichtlinien zu §§ 12 HmbLPG und 61 SGB XII  

Einkommensabhängige Einzelförderung und stationäre Pflege. In Kraft bis 31.12.2009.  

HINWEIS: Gilt nur noch für die Gewährung von EEF im Rahmen der Besitzstandswahrung. 

1. Ziele 

Ziel der Einkommensabhängigen Einzelförderung (EEF) nach § 12 Hamburgisches Landes-
pflegegesetz (HmbLPG) und der Gewährung stationärer Leistungen der Hilfe zur Pflege ist es, 
pflegebedürftigen Menschen ein weitgehend selbstbestimmtes, der Würde des Menschen ent-
sprechendes Leben in einem nach § 71 Absatz 2 Elftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) zu-
gelassenen Pflegeheim zu ermöglichen. 

Die Gewährung des Zuschusses nach § 12 HmbLPG zu den laufenden Investitionsaufwen-
dungen (Investitionskosten) soll bewirken, dass pflegebedürftige Menschen in Heimen mög-
lichst von den Leistungen der Sozialhilfe unabhängig bleiben. 

Die Hilfe zur stationären Pflege umfasst die allgemeinen Pflegeleistungen - Pflege, soziale 
Betreuung und Behandlungspflege - sowie die Unterkunft und die Verpflegung im Pflegeheim. 
Ziel der Pflegeleistungen ist es, die Fähigkeiten der Pflegebedürftigen nach Möglichkeit zu 
erhalten bzw. wieder herzustellen und ihre sozialen Beziehungen innerhalb und außerhalb des 
Pflegeheimes zu fördern. Weitere Schwerpunkte bilden die Teilhabe am kulturellen Leben, die 
adäquate Betreuung Demenzkranker sowie eine humane Sterbebegleitung. 

Für die Gewährung von Leistungen der stationären Pflege nach dem Sozialgesetzbuch Zwölf-
tes Buch (SGB XII) gilt der Grundsatz der Nachrangigkeit gegenüber allen gleichartigen Leis-
tungen nach dem SGB XI, der Einkommensabhängigen Einzelförderung nach dem HmbLPG, 
der ambulanten sowie der teilstationären und der Kurzzeitpflege nach dem SGB XII. Maßnah-
men der vorbeugenden Gesundheitshilfe haben ebenso Vorrang vor der Inanspruchnahme 
der Hilfe zur Pflege, soweit hierdurch langfristige Pflegebedürftigkeit vermeidbar ist. 

2. Vorgaben  

Den Zuschuss nach § 12 HmbLPG und Leistungen der Hilfe zur stationären Pflege können 
sowohl pflegeversicherte als auch nicht pflegeversicherte Personen erhalten. 

Die Leistungen nach dem SGB XII orientieren sich an den Regelungen der Pflegeversicherung; 
entsprechende Verordnungen, Rahmenverträge und Vergütungsvereinbarungen finden eben-
falls Anwendung (§ 61 Abs. 6 SGB XII) 

2.1 Anspruchsberechtigte Personengruppen 

Nach der Feststellung des Umfangs der Pflegebedürftigkeit durch den Medizinischen Dienst 
der Krankenversicherung (MDK) und dem Vorliegen der sozialhilferechtlichen Bedürftigkeits-
voraussetzungen, haben folgende Personengruppen Anspruch auf Leistungen der Einkom-
mensabhängigen Einzelförderung bzw. der stationären Pflege: 

• Personen mit erheblichem und stationärem Pflegebedarf, die zwar Leistungen der Pfle-
geversicherung erhalten, die jedoch wegen der gesetzlich begrenzten Leistungsbe-
träge der Pflegeversicherung die entstehenden Heimkosten nicht abdecken, 

• Personen mit einem stationären Pflegebedarf unterhalb der erheblichen Pflegebedürf-
tigkeit (Pflegestufe 0), soweit dies nach der Besonderheit des Einzelfalles erforderlich 
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ist, insbesondere ambulante oder teilstationäre Hilfen nicht zumutbar sind oder nicht 
ausreichen (§ 61 Abs. 1 Satz 2 SGB XII), 

• Nicht-pflegeversicherte Personen mit erheblichem und stationärem Pflegebedarf (§ 61 
Abs. 6 SGB XII). 

2.2 Leistungsarten 

2.2.1 Heimkosten 

Die Einkommensabhängige Einzelförderung nach § 12 HmbLPG hat Vorrang gegenüber den 
Leistungen nach dem SGB XII. Daher ist zu prüfen, ob durch die Übernahme der vom Heim 
im Heimvertrag gesondert auszuweisenden Investitionskosten der Eintritt in die Sozialhilfe ver-
mieden werden kann. Dies ist immer dann der Fall, wenn das Einkommen des pflegebedürfti-
gen Menschen ausreicht, um die ebenfalls im Heimvertrag gesondert auszuweisenden Ent-
gelte für die allgemeinen Pflegeleistungen, Unterkunft und Verpflegung zu decken. Ausge-
schlossen von der Leistungsgewährung sind alle Zusatzleistungen nach § 88 SGB XI. 

2.2.2 Barbetrag zur persönlichen Verfügung 

Bezieherinnen und Bezieher von Einkommensabhängiger Einzelförderung bzw. stationärer 
Hilfe zur Pflege haben Anspruch auf den Barbetrag zur persönlichen Verfügung gemäß § 35 
Abs. 2 S. 1 SGB XII. Mit den Heimbewohnern, ihren Bevollmächtigten oder ihren gesetzlichen 
Vertretern (Betreuern), ist zu vereinbaren, ob der Barbetrag vom Einkommen freigelassen oder 
direkt an das jeweilige Heim überwiesen wird. 

2.2.3 Kosten der Unterkunft 

Die Kosten der Unterkunft sind sowohl bei vorübergehendem, als auch bei dauerndem Heim-
einzug wie folgt zu übernehmen bzw. vom Einkommen freizulassen: 

• Die Wohnung soll aufrecht erhalten werden, wenn eine Rückkehr nach kurzem Heim-
aufenthalt aufgrund eines entsprechenden ärztlichen Attestes bzw. Sozialberichts 
möglich erscheint. Der Aufrechterhaltung ist zunächst für die Dauer von drei Monaten 
zuzustimmen, sie kann in dreimonatigen Abständen jeweils aufgrund eines erneuten 
ärztlichen Attestes bzw. Sozialberichts in der Regel für maximal ein Jahr verlängert 
werden. 

• Bei dauerndem Heimaufenthalt sind die Kosten der Unterkunft längstens bis zum Ende 
des Monats zu übernehmen, der auf den dauerhaften Heimeinzug folgt. Die Kosten der 
Wohnungsräumung sind nicht zu übernehmen, da diese Leistung nicht der Deckung 
eines gegenwärtigen Bedarfs dient. 

• Ist ein gesetzlicher Vertreter oder eine gesetzliche Vertreterin (Betreuer/Betreuerin) 
bestellt oder eine Betreuerbestellung angeregt, sind die Kosten für die Wohnung bis 
zur vormundschaftlichen Genehmigung der Wohnungsauflösung zu übernehmen. 

• Mietzinsverpflichtungen, die sich aus der Einhaltung der Kündigungsfrist ergeben, so-
wie die Kosten der Wohnungsräumung werden gemäß § 87 Absatz 1 Satz 2 SGB XII 
aus dem Einkommen freigelassen. 

Es ist vorrangig darauf hinzuwirken, dass der Umzug der/des Klientin/Klienten aus der eigenen 
Häuslichkeit in das Pflegeheim, bei einem Wechsel des Pflegeheims oder bei Auszug der/des 
Klientin/Klienten von den Angehörigen bzw. der/dem Klientin/Klienten nahestehenden Perso-
nen übernommen wird. Die angemessenen Kosten werden aus dem Einkommen freigelassen. 
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3. Verfahren 

3.1 Feststellung der Pflegebedürftigkeit durch den Medizinischen Dienst der Kranken-
versicherung (MDK) oder beauftragte Gutachterinnen und Gutachter 

Der MDK begutachtet alle Personen, die Pflegeleistungen beantragen. Dies gilt sowohl für 
pflegeversicherte, als auch für nicht pflegeversicherte sozialhilfebedürftige Antragsteller. 
Wenn es im Einzelfall wirtschaftlicher ist, können auch andere Gutachter beauftragt werden, 
die vom MDK in der Begutachtung nach dem SGB XI geschult wurden. Mit Zweitbegutachtun-
gen bei Widerspruchsverfahren ist stets der MDK zu beauftragen. 

Das Ergebnis der Begutachtung durch den MDK oder beauftragte Gutachterinnen und Gut-
achter ist verbindlich (§ 62 SGB XII), d.h., Leistungen des Sozialhilfeträgers dürfen nur inner-
halb der vom MDK festgestellten Pflegestufen gewährt werden. 

Weicht im Einzelfall der beantragte Leistungsumfang von dem vom MDK festgestellten indivi-
duellen Hilfebedarf ab - z.B. bei einem geringeren Pflegebedarf oder stationärem Pflegebedarf 
unterhalb der erheblichen Pflegebedürftigkeit („Pflegestufe 0“) - können derartige Leistungen 
erst dann gewährt werden, wenn eine entsprechende Feststellung durch das Gesundheits- 
und Umweltamt bzw. die Altenhilfe vorliegt. 

3.2 Abschluss von Konkretisierungen 

Die Bezirksämter, die für die Aufsicht über die Bezirksämter zuständige Behörde und die für 
die Sozialhilfe zuständige Fachbehörde können zur Ausfüllung dieser Globalrichtlinie verbind-
liche Verfahrensweisen und Konkretisierungen vereinbaren. Diese dürfen den Wesensgehalt 
der Globalrichtlinie nicht berühren. 

4. Berichtswesen 

Die durchführenden Stellen berichten der für die Sozialhilfe zuständigen Fachbehörde quar-
talsweise anhand der gebildeten Kennzahlen und Strukturdaten. 

• Gesamtvolumen der gewährten Leistungen nach § 61 SGB XII und je Person, gestaffelt 
nach: 

o Altersklasse (bis unter 60, 60 bis unter 70, 70 bis unter 80, 80 bis unter 90, über 
90 Jahre) 

o Pflegestufen 
o Geschlecht 

• Gesamtvolumen der gewährten Leistungen nach § 12 HmbLPG gestaffelt nach: 
o Altersklasse (bis unter 60, 60 bis unter 70, 70 bis unter 80, 80 bis unter 90, über 

90 Jahre) 
o Pflegestufen 
o Geschlecht 

• Gesamtvolumen des von den Klienten eingesetzten Einkommens 
• Gesamtvolumen des durch Unterhaltsverpflichtete geleisteten Kostenersatzes 
• Anzahl der Hilfeempfänger die Leistungen der Pflege und/oder EEF erhalten, gestaffelt 

nach: 
o Altersklasse (bis unter 60, 60 bis unter 70, 70 bis unter 80, 80 bis unter 90, über 

90 Jahre) 
o Pflegestufen 
o Geschlecht 

• Anzahl der Hilfeempfänger mit Leistungen nach § 12 HmbLPG gestaffelt nach: 
o Altersklasse (bis unter 60, 60 bis unter 70, 70 bis unter 80, 80 bis unter 90, über 

90 Jahre) 

http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__62.html
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o Pflegestufen 
o Geschlecht 

Weitere Kennzahlen zur Steuerung der Sozialhilfe können zwischen den Bezirksämtern, der 
für die Aufsicht über die Bezirksämter zuständigen Behörde und der für die Sozialhilfe zustän-
digen Fachbehörde vereinbart werden. 

Die durchführenden Dienststellen berichten unverzüglich, wenn außergewöhnliche Entwick-
lungen deutlich werden. 

5. Geltungsdauer 

Diese Globalrichtlinie tritt gemäß § 6 des Bezirksverwaltungsgesetzes vom 04.11.1997 am 
31.12.2009 außer Kraft. 
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